
stein «Kompensationen irgend einer
anderen Art» erhalten. Hoop nannte
fünf Bereiche, so die Freizügigkeit
liechtensteinischer Arbeitskräfte in
der Schweiz, die Gleichstellung Liech¬
tensteins mit den Schweizer Kanto¬
nen auf wirtschaftlichem Gebiet, den
Anschluss der Liechtensteiner Geld¬
institute an die Pfandleihzentrale der
Schweizer Kantonalbanken, die Auf¬
nahme liechtensteinischer Bankinsti¬
tute in die schweizerische Bankiers¬
vereinigung sowie den Beitritt Liech¬
tensteins zur Schweizer Darlehens¬
kasse. 22 Dunkel fügte Regierungschef
Hoop bei, die Regierung «sei sehr be¬
sorgt, dass die beabsichtigte Grenzre¬
gulierung sehr ungern gesehen wür¬
de». 23 Man höre aus Deutschland
schon Stimmen wie: «Auch Deutsch¬
land hätte noch gewisse Wünsche
wegen der Grenzregulierung» oder
«Deutschland würde gleich versor¬
gen, dass strategisch wichtige Punkte
nicht abgetreten würden». Man wolle
jedenfalls keine Missstimmung zwi¬
schen Deutschland, Liechtenstein und
der Schweiz. Das Eidgenössische Po¬
litische Departement allerdings be¬
schwichtigte, man solle keine «zu
grosse Ängstlichkeit» hegen. Durch
die geplante Grenzbegehung «könn¬
ten vor Ort die territorialen und da¬
nach die übrigen Kompensationen
bereinigt werden». Die Schweizer Be¬
hörden brächten Liechtenstein «weit¬
gehendes Verständnis» entgegen, wie
der soeben gewährte Kredit von zwei
Millionen Franken belege. 24 Die deut¬
schen Einwände wurden demnach
als nicht erheblich genug für einen
Verhandlungsabbruch betrachtet.

Eine unerwartete Wendung

Die ganze Angelegenheit entwickelte
sich jedoch in eine unerwartete Rich¬
tung. Regierungschef Hoop hatte ei¬
genmächtig gehandelt und die ande¬
ren Regierungsmitglieder kaum ein¬
geweiht. 25 Von Regierungsrat Pfarrer
Anton Frömmelt, seinem Parteikol¬
legen, erwartete er Zustimmung, und
Vizeregierungschef Alois Vogt aus
Balzers sollte vor praktisch vollende¬
te Tatsachen gestellt werden. Von der
Gemeinde Balzers würde keine Oppo¬
sition kommen, weil ihr materielle
Kompensationen winkten. Hoop ver-
gass, dass Geld auch in schwierigen
Zeiten nicht immer und nicht für alle
und unbedingt das Wichtigste ist. Mit

dem Fürsten besprach Hoop das
Ellhorn erst spät. 26 Nichts sollte be¬
kannt werden. Aber die Sache war
schon durchgesickert. Von überall
her kam Widerstand gegen die insge¬
heim eingefädelte Verhökerung. Die
Gemeinde Balzers dachte nicht dar¬
an, Gebiet abzutreten, die Regie¬
rungskollegen Hoops waren nicht
einverstanden, ebensowenig der Lan¬
desfürst, der damals mit deutschen
und tschechischen Stellen wegen der
Kompensation oder Rückgewinnung
zwangsveräusserter ehemaliger fürst¬
licher Güter und wegen der Ausfuhr
von Betriebskapital aus der Tsche¬
choslowakei verhandelte. 27

Die nächsten Unterredungen mit der
Schweiz, die alles auf gutem Wege
wähnte, waren auf den 19. und 20.
Januar 1939 in Bern terminiert. Es
sollten die Grenzvereinbarung zum
Ellhorn und das von Liechtenstein
gewünschte Fremdenpolizeiabkom¬
men beraten werden. In Bern erschien
jedoch unerwarteterweise nicht Re¬
gierungschef Josef Hoop, der «un¬
pässlich» geworden sei, sondern sein
Stellvertreter Alois Vogt zusammen
mit Pfarrer Frömmelt, damals Regie¬
rungsrat und Landtagspräsident, die
jedoch kaum informiert waren. Eine
Abtretung des Ellhorns sei ausge¬
schlossen, zumal vor allem die Ge¬
meinde Balzers damit absolut nicht
einverstanden und die Ellhorn-Frage
deutschen Stellen «nicht unbekannt
geblieben» sei. Für den Fall eines Ab¬
schlusses des Geschäfts seien deut¬
sche Forderungen für den Raum
Schellenberg zu gewärtigen. 28 Bal¬
zers sei zudem verärgert, weil die Ar¬
beiten am Festungswerk Andstein
keinen Verdienst in die Gemeinde
brächten und die Offerte für Balzner
Kies für diesen Bau zu Gunsten eines
teureren, schweizerischen Angebots
abgelehnl worden sei. 29 Zudem mach¬
ten Vogt und Frömmelt deutlich, dass
eine hochgestellte deutsche Persön¬
lichkeit in Wien den Handel unmiss¬
verständlich als eine Neutralitätsver¬
letzung bezeichnet habe.

Konsternierte Schweiz

Das Eidgenössische Politische Depar¬
tement nahm von dieser Wendung
konsterniert Kenntnis und folgerte
im Gegenzug, dass damit die Voraus¬
setzung für die vorgesehenen Ver¬

handlungen über die Öffnung des
schweizerischen Arbeitsmarktes für
Liechtensteiner nicht mehr gegeben
sei. Es sprach dann in scharfer Form
verschiedene Vorgänge in Liechten¬
stein an, was zeigte, dass die Schweiz
tüchtige Informanten und Spitzel
besass. Das Departement legte jedoch
trotzdem einen Entwurf und das
schweizerische Kompensationsange¬
bot vor. Es erschien nun möglich,
schweizerisches Gebiet in den Ab¬
tausch einzubeziehen. Vogt und
Frömmelt blieben aber bei ihrem
«Nein», in erster Linie wegen des mi¬
litärischen Zwecks einer Ellhorn-
Abtretung, des Balzner Widerstandes
und der Gefahr einer deutschen Ein¬
mischung. Nachdem die schweizeri¬
schen Gegenargumente nichts fruch¬
teten, ging das Eidgenössische Politi¬
sche Departement zu Drohungen
über: «Sollte wider Erwarten die liech¬
tensteinische Regierung starr an ih¬
rem Standpunkt festhalten, so könn¬
te das dazu führen, dass die Schweiz
ihre Hefte gegenüber Liechtenstein
revidieren würde.» 30 Konkret lief dies
auf eine Zurücknahme von Erleichte¬
rungen hinaus, aber auch auf die
Auflösung der schweizerisch-liech¬
tensteinischen Verträge, insbesonde¬
re des Zollanschlussvertrages aus dem
Jahre 1923.

Die ziemlich von oben herab abge¬
kanzelten Vertreter Liechtensteins,
Alois Vogt und Pfarrer Anton Fröm¬
melt, Hessen sich wenig beeindruk-
ken und wiesen noch einmal auf die
«Gefahr einer deutschen Einmi¬
schung» hin. Wenn man sich ent¬
scheiden müsse - also entweder für
den Verbleib bei der Schweiz oder ei¬
nen Wirtschaftsanschluss ans Dritte
Reich -, werde im Land eine Spaltung
entstehen, die auch für die Schweiz
unerfreulich wäre. Auch seien im Fe¬
bruar Landtagswahlen und Balzner
Gemeindewahlen, man könne des¬
halb jetzt keine solchen schwerwie¬
genden Verbindlichkeiten eingehen.

Geplatzte Verhandlungen

Die Verhandlungen waren geplatzt.
Im Eidgenössischen Politischen De¬
partement war man verärgert und
beleidigt. Man begann, den Druck auf
Liechtenstein zu erhöhen und schlug
dem Bundesrat zusätzliche Massnah¬
men gegen Liechtenstein vor. Der «in-


